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Nr. 19                    Stadt Grevenbroich    05.10.2011 

 
 
Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Grevenbroich  
 
 

Satzung der Stadt Grevenbroich über die Erhebung 
einer Zweitwohnungssteuer vom 23.09.2011 

 
Aufgrund der §§ 7, 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Mai 2011 (GV. 
NRW. S. 271), der §§ 15, 16, 31 des Meldegesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. September 1997 (GV. NRW. S. 332, 386/SGV NW 
210), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08. Dezember 2009 
(GV. NRW. S. 765, 793) sowie der §§ 1, 2, 3, 17 und 20 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NW) vom 21.10.1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW S. 394), hat der Rat 
der Stadt Grevenbroich in seiner Sitzung am 22.09.2011 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Die Stadt Grevenbroich erhebt eine Zweitwohnungssteuer für 
das Innehaben einer Zweitwohnung im Stadtgebiet. Maßgeblich 
dafür ist die meldepflichtige Nebenwohnung. 
 

§ 2 
Begriff der Zweitwohnung 

 
(1) Zweitwohnung ist jede Wohnung im Sinne des Absatzes 

3, die 
 

a) dem Eigentümer, Hauptmieter oder sonstigen 
Berechtigten als Nebenwohnung im Sinne des 
Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
dient, 

 
b) der Eigentümer, Hauptmieter oder sonstige 

Berechtigte unmittelbar oder mittelbar ganz oder 
teilweise einem Dritten entgeltlich oder 
unentgeltlich überlässt und die diesem als 
Nebenwohnung im vorgenannten Sinne dient 
oder 
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c) jemand neben seiner Hauptwohnung im Sinne 
des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen zu Zwecken des eigenen persönlichen 
Lebensbedarfs oder des persönlichen 
Lebensbedarfs seiner Familie innehat. Dies gilt 
auch für steuerlich anerkannte Wohnungen im 
eigengenutzten Wohnhaus. 

 
(2) Sind mehrere Personen Inhaber einer Wohnung im 

Sinne des Absatzes 3, gilt hinsichtlich derjenigen 
Inhaber, denen die Wohnung als Nebenwohnung im 
Sinne des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen dient, der auf sie entfallende Wohnungsanteil 
als Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung. Für die 
Berechnung des Wohnungsanteils ist die Fläche der 
gemeinschaftlich genutzten Räume den an der 
Gemeinschaft beteiligten Personen zu gleichen Teilen 
zuzurechnen. Diesem Anteil ist die Fläche der von jedem 
Mitinhaber individuell genutzten Räume hinzuzurechnen. 
Lässt sich der Wohnungsanteil im Einzelfall nicht konkret 
ermitteln, wird die Gesamtfläche der Wohnung durch die 
Anzahl aller Mitinhaber geteilt. Bei der Berechnung des 
Wohnungsanteils werden nur volljährige Personen 
berücksichtigt. 

 
(3) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder 

umschlossene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen 
benutzt wird. 

 
(4) Eine Wohnung dient als Nebenwohnung im Sinne des 

Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen, wenn 
sie von einer dort mit Nebenwohnung gemeldeten 
Person zum Zwecke des persönlichen Lebensbedarfs 
bewohnt wird. Wird eine Wohnung von einer Person 
bewohnt, die mit dieser Wohnung nicht gemeldet ist, 
dient die Wohnung als Nebenwohnung im Sinne des 
Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen, wenn 
sich die Person wegen dieser Wohnung mit 
Nebenwohnung zu melden hätte. 

 
(5) Eine Wohnung verliert die Eigenschaft einer 

Nebenwohnung nicht dadurch, dass sie vorübergehend 
nicht oder anders genutzt wird. 

 
(6) Keine Zweitwohnungen im Sinne dieser Satzung sind: 

 
a) Wohnungen, die aus therapeutischen oder 

sozialpädagogischen Gründen entgeltlich oder 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden, 

 
b) Wohnungen, die von Trägern der öffentlichen und 

freien Jugendhilfe entgeltlich oder unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt werden und 
Erziehungszwecken dienen, 

 



 

Seite 3 von 29 

c) Wohnungen, die in Pflegeheimen oder sonstigen 
Einrichtungen der Betreuung pflegebedürftiger 
oder behinderter Menschen dienen, 

 
(7) Die Befreiung gilt auch für Zweitwohnungen, wenn sich 

die Hauptwohnung in einer der unter § 2 Abs. 6 a), b) 
und c) genannten Einrichtungen befindet. 

 
§ 3 

Persönliche Steuerpflicht 
 

(1) Steuerpflichtig ist, wer im Stadtgebiet eine 
Zweitwohnung oder mehrere Wohnungen innehat und 
das 18. Lebensjahr vollendet hat. Inhaber einer 
Zweitwohnung ist derjenige/diejenige, dessen/deren 
melderechtliche Verhältnisse die Beurteilung der 
Wohnung als Zweitwohnung bewirken oder der Inhaber 
einer Zweitwohnung im Sinne von § 2 Abs. 1 ist. Als 
Inhaber/Inhaberin einer Zweitwohnung gilt die Person, 
der die Verfügungsbefugnis über die Wohnung als 
Eigentümer/Eigentümerin oder Mieter/Mieterin oder als 
sonstige dauernutzungsberechtigte Person zusteht. Dies 
gilt auch bei unentgeltlicher Nutzung. 

 
(2) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Inhaber einer 

Zweitwohnung, so sind sie Gesamtschuldner gemäß § 
44 der Abgabenordnung. 

 
(3) Die Steuerpflicht besteht, solange die Wohnung des 

Steuerpflichtigen/der Steuerpflichtigen als Zweitwohnung 
zu beurteilen ist. 

 
(4) Nicht steuerpflichtig ist ein/-e nicht dauernd getrennt 

lebende/-r Verheiratete/-r bzw. Lebenspartner/-in im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes, der/die die 
Zweitwohnung ausschließlich aus beruflichen Gründen 
hält und deren/dessen eheliche bzw. 
lebenspartnerschaftliche Wohnung sich in einer anderen 
Gemeinde befindet, soweit sich diese/-r überwiegend im 
Stadtgebiet aufhält und die eheliche bzw. 
lebenspartnerschaftliche Wohnung die Hauptwohnung 
ist. Als berufliche Gründe eines/-er nicht dauernd 
getrennt  lebenden/-r Verheirateten bzw. 
Lebenspartners/-in im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes gelten auch solche 
Tätigkeiten, die zur Vorbereitung auf die eigentliche 
Erwerbstätigkeit erforderlich sind, wie beispielsweise 
Studium, Lehre, Ausbildung, Volontariat u. a.. Die Sätze 
1 und 2 gelten entsprechend für ein/-e nicht dauernd 
getrennt lebende/-n Partner/-in in einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft mit einem Kind bzw. mehreren 
Kindern. 

 
(5) Nicht steuerpflichtig ist ein/-e amtierende/-r kommunale/-

r Mandatsträger/-in einer anderen Gemeinde, der/die 
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durch die Anmeldung des Erstwohnsitzes in 
Grevenbroich sein/ihr Mandat aufgrund Gesetzes 
verlieren würde. Die Steuerpflicht endet mit der 
ordnungsgemäßen Aufstellung des/der Bewerbers/-in für 
das Mandat nach dem jeweiligen Wahlgesetz und 
beginnt erneut im Falle der Erfolglosigkeit der Wahl des/-
r Bewerbers/-in. 

 
 

§ 4 
Bemessungsgrundlage 

 
Die Steuer bemisst sich nach der Wohnfläche. Zur 
Wohnflächenberechnung ist der § 42 der Verordnung über 
wohnwirtschaftliche Berechnungen (II. Berechnungsverordnung) 
in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
 

§ 5 
Steuersatz 

 
Die Steuer beträgt im Kalenderjahr für eine Wohnung mit 
 
bis zu 30 m² Wohnfläche  8,60 €/m² 
 
31 m² bis zu 40 m² Wohnfläche  7,80 €/m² 
 
41 m² bis zu 60 m² Wohnfläche  7,50 €/m² 
 
61 m² bis zu 100 m² Wohnfläche 7,10 €/m² 
 
101 m² bis zu 140 m² Wohnfläche 6,80 €/m² 
 
141 m² oder mehr Wohnfläche 6,40 €/m² 
 

§ 6 
Besteuerungszeitraum, Entstehung, Beginn und Ende d er 

Steuerpflicht, Fälligkeit 
 

(1) Die Zweitwohnungssteuer ist eine Jahressteuer. 
Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Die Steuer 
entsteht mit dem Zeitpunkt des Beginns der 
Steuerpflicht für den Rest des Kalenderjahres. Im 
Übrigen entsteht die Steuer mit Beginn des 
Kalenderjahres, für das die Steuer festzusetzen ist. 

 
(2) Besteht die Steuerpflicht nicht während des gesamten 

Kalenderjahres, beginnt die Steuerpflicht mit dem 
ersten Tag des Monats, der auf den Zeitpunkt folgt, mit 
dem die Beurteilung der Wohnung als Zweitwohnung 
beginnt. 

 
(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, 

in dem der Steuerschuldner die Wohnung aufgibt oder 
die Voraussetzungen für die Annahme einer 
Zweitwohnung entfallen. 
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(4) Die Steuer wird zu je einem Viertel ihres 
Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November fällig. 

 
(5) Die Steuerpflicht beginnt erstmalig am 01.01.2012. 

 
 

§ 7 
Festsetzung der Steuer 

 
(1) Die Stadt Grevenbroich setzt die Steuer durch 

Steuerbescheid fest. In dem Bescheid kann bestimmt 
werden, dass er auch für künftige Zeitabschnitte gilt, 
solange sich die Bemessungsgrundlagen und der 
Steuerbetrag nicht ändern. 

 
(2) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die 

Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres beginnt - 
für den Rest des Kalenderjahres durch Bescheid 
festgesetzt. 

 
(3) Die Steuer kann niedriger festgesetzt werden, wenn die 

Erhebung der Steuer nach Lage des einzelnen Falles 
unbillig wäre. 

 
§ 7 a 

Härtefall-Klausel 
 

Die Steuer kann ganz oder zum Teil erlassen werden, wenn 
deren Einziehung nach Lage des einzelnen Falles unbillig wäre. 
 

§ 8 
Anzeigepflicht 

 
(1) Der/die Steuerpflichtige hat innerhalb eines Monats nach 

dem Zeitpunkt, mit dem die Beurteilung der Wohnung als 
Zweitwohnung beginnt oder endet, diesen Tatbestand 
beim Fachdienst Steuern, Gebühren und Beiträge der 
Stadt Grevenbroich anzuzeigen. 

 
(2) Anmeldung und Abmeldung einer Wohnung bzw. 

Statuswechsel nach dem Meldegesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen gelten als Anzeige im Sinne dieser 
Vorschrift. 

 
(3) Entfällt eine der Voraussetzungen nach § 3 Abs. 4 für die 

Freistellung von der Zweitwohnungssteuer, so ist dies 
innerhalb eines Monats nach der Änderung dem 
Fachdienst Steuern, Gebühren und Beiträge der Stadt 
Grevenbroich anzuzeigen. 

 
(4) Änderungen der steuerrelevanten Daten und der 

Zeitpunkt der Änderung sind dem Fachdienst Steuern, 
Gebühren und Beiträge der Stadt Grevenbroich 
innerhalb eines Monats anzuzeigen. 
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§ 9 
Steuererklärung 

 
(1) Der Steuerpflichtige/die Steuerpflichtige hat für das Jahr 

des Beginns der Steuerpflicht innerhalb eines Monats 
nach Eintritt der Steuerpflicht eine Steuererklärung zur 
Zweitwohnungssteuer auf amtlich vorgeschriebenen 
Vordruck abzugeben und eigenhändig zu 
unterschreiben. Die Angaben sind durch geeignete 
Unterlagen, insbesondere durch Mietverträge und 
Mietänderungsverträge, welche die Wohnfläche 
berühren, nachzuweisen. 

 
(2) Der Steuerpflichtige/die Steuerpflichtige hat in der 

Steuererklärung seine Hauptwohnung für die 
Bekanntgabe des Steuerbescheides anzugeben. Gibt 
der Steuerpflichtige/die Steuerpflichtige seine/ihre 
Hauptwohnung nicht an oder befindet sich die 
angegebene Wohnung nicht innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland oder erweist sich die 
Angabe seiner Hauptwohnung im Zeitpunkt der 
Bescheiderteilung als unzutreffend, gilt als Anschrift für 
die Bekanntgabe des Steuerbescheides die Anschrift der 
Nebenwohnung. 

 
(3) Unbeschadet der sich aus Abs. 1 ergebenden 

Verpflichtung kann die Stadt Grevenbroich jeden zur 
Abgabe einer Steuererklärung auffordern, der in dem 
Stadtgebiet 

 
a) mit Nebenwohnung gemeldet ist oder 

 
b) ohne mit Nebenwohnung gemeldet zu sein, eine 

meldepflichtige Nebenwohnung im Sinne des 
Meldegesetzes innehat. 

 
(4) Ist die Nebenwohnung keine Zweitwohnung im Sinne 

von § 2, hat der Inhaber der Nebenwohnung dies nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu erklären und die 
hierfür maßgeblichen Umstände anzugeben 
(Negativerklärung). 

 
§ 10 

Mitwirkungspflichten des Grundstücks- oder 
Wohnungseigentümers 

 
Hat der/die Erklärungspflichtige nach § 9 seine/ihre 
Verpflichtung zur Abgabe der Steuererklärung trotz Erinnerung 
nicht erfüllt oder ist er/sie nicht zu ermitteln, hat jede/-r 
Eigentümer/-in oder Vermieter/-in des Grundstückes, auf dem 
sich die der Steuer unterliegende Zweitwohnung befindet, auf 
Verlangen der Stadt Grevenbroich Auskunft zu erteilen, ob 
der/die Erklärungspflichtige oder eine sonstige Person in der 
Wohnung wohnt oder gewohnt hat, wann er/sie eingezogen oder 
ausgezogen ist und welche Wohnfläche die betroffene Wohnung 
hat. 
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§ 11 

Steuerschätzung 
 
Soweit die Stadt Grevenbroich die Besteuerungsgrundlagen 
nicht ermitteln oder berechnen kann, kann sie sie schätzen. Es 
gilt § 162 Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflichtige/-r oder 

bei Wahrnehmung der Angelegenheiten einer/eines 
Steuerpflichtigen leichtfertig 

 
a) über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen 

unrichtige oder unvollständige Angaben macht 
oder 

 
b) die Stadt pflichtwidrig über steuerrechtlich 

erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt und 
dadurch Steuern verkürzt oder nicht 
gerechtfertigte Steuervorteile für sich oder einen 
anderen erlangt. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

 
a) als Inhaber einer Zweitwohnung im 

Erhebungsgebiet entgegen § 8 Abs. 1 das 
Innehaben einer Zweitwohnung bei Inkrafttreten 
dieser Satzung nicht innerhalb eines Monats 
anzeigt, 

 
b) Inhaber einer Zweitwohnung im Erhebungsgebiet 

wird und dieses nicht gemäß § 8 Abs. 1 innerhalb 
eines Monats anzeigt, 

 
c) als Inhaber einer Zweitwohnung im 

Erhebungsgebiet entgegen § 9 Abs. 1 nicht 
rechtzeitig seine Steuererklärung abgibt, 

 
d) trotz Aufforderung die in § 9 Abs. 1 genannten 

Unterlagen nicht einreicht, 
 

e) als Eigentümer oder Vermieter des 
Grundstückes, auf dem sich die der Steuer 
unterliegende Zweitwohnung befindet, auf 
Verlangen der Stadt Grevenbroich den 
Erklärungspflichten nach § 10 nicht nachkommt, 

 
f) Belege ausstellt, die unrichtig sind und es 

dadurch ermöglicht, die Steuer zu verkürzen oder 
nicht gerechtfertigte Steuervorteile für sich oder 
einen anderen zu erlangen (Steuergefährdung). 
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(3) Gemäß § 20 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes 
NW kann eine Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 
(leichtfertige Abgabenverkürzung) mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Euro und eine Ordnungswidrigkeit 
nach Abs. 2 (Abgabengefährdung) mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Euro geahndet werden. 

 
(4) Die Strafbestimmungen des § 17 des 

Kommunalabgabengesetzes NW bleiben unberührt. 
 

§ 13 
Datenübermittlung von der Meldebehörde 

 
(1) Die für Meldeangelegenheiten zuständige Stelle der 

Stadt Grevenbroich übermittelt gemäß § 31 Abs. 1 und 6 
Meldegesetz NRW dem Fachdienst Steuern, Gebühren 
und Beiträge der Stadt Grevenbroich zur Sicherung des 
gleichmäßigen Vollzugs der 
Zweitwohnungssteuersatzung bei Einzug eines 
Einwohners, der sich mit einer Nebenwohnung 
anmeldet, die folgenden personenbezogenen Daten des 
Einwohners/der Einwohnerin: 

 
a) Vor- und Familiennamen 

 
b) frühere Namen 

 
c) Doktorgrad 

 
d) Ordensnamen, Künstlernamen 

 
e) Anschriften 

 
f) Tag des Einzugs 

 
g) Tag und Ort der Geburt 

 
h) Geschlecht 

 
i) gesetzlicher Vertreter 

 
j) Familienstand sowie 

 
k) Auskunftssperren 

 
(2) Bei Auszug aus der Nebenwohnung, Tod, 

Namensänderung, Änderung beziehungsweise 
nachträglichem Bekanntwerden der Anschrift der 
Hauptwohnung oder Einrichtung beziehungsweise 
Beendigung einer Auskunftssperre werden die 
Veränderungen dem Fachdienst Steuern, Gebühren und 
Beiträge der Stadt Grevenbroich übermittelt. Wird die 
Hauptwohnung oder alleinige Wohnung zur 
Nebenwohnung, gilt dies als Einzug. Wird die 
Nebenwohnung zur Hauptwohnung oder alleinigen 
Wohnung, gilt dies als Auszug. Eine Datenübermittlung 
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findet auch dann statt, wenn die Anmeldung von 
Nebenwohnungen nachgeholt wird. 

 
(3) Die für Meldeangelegenheiten zuständige Stelle der 

Stadt Grevenbroich übermittelt dem Fachdienst Steuern, 
Gebühren und Beiträge der Stadt Grevenbroich 
unabhängig von der regelmäßigen Datenübermittlung die 
in Abs. 1 genannten Daten derjenigen Einwohner, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung in der Stadt 
bereits mit Nebenwohnung gemeldet sind. 

 
§ 14 

Geltung des Kommunalabgabengesetzes NW und der 
Abgabenordnung 

 
Soweit diese Satzung im Einzelnen nichts anderes bestimmt, 
sind die Vorschriften der §§ 12 bis 22a des 
Kommunalabgabengesetzes NW (KAG NW) und der 
Abgabenordnung – soweit diese nach § 12 KAG NW für die 
Zweitwohnungssteuer gelten – in der jeweiligen Fassung 
anzuwenden. 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung der Stadt Grevenbroich über  die 
Erhebung einer Zweitwohnungssteuer vom 23.09.2011 w ird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis:  
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Mai 2011 (GV. 
NRW. S. 270) und durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV.NRW. 
S. 271) kann eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen die vorstehende 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 
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c) die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher 
beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 

Grevenbroich vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.  

 
Grevenbroich, den 23.09.2011 
 
Ursula Kwasny 
Bürgermeisterin 

 

 

Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt 

Grevenbroich 

(Vergnügungssteuersatzung) vom 23.09.2011 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 270) 
und durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV.NRW. S. 271), der §§ 1 bis 
3 und § 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 
712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Art. I 
JagdsteuerabschaffungsG vom 30.06.2009 (GV. NRW S. 394) hat der 
Rat der Stadt Grevenbroich in seiner Sitzung am 22.09.2011 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt 
Grevenbroich veranstalteten nachfolgenden Vergnügungen 
(Veranstaltungen): 
 
(1) Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 
(2) Striptease-Vorführungen und Darbietungen ähnlicher Art; 
(3) Vorführungen von porno-graphischen und ähnlichen Filmen oder 

Bildern -auch in Kabinen-; 
(4) Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spielklubs, 

Spielkasinos und ähnlichen Einrichtungen; 
(5) das Halten von Spiel-, Geschicklichkeits- , Unterhaltungs- oder 

ähnlichen Apparaten in 
a. Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 
b. Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, 

Kantinen- oder ähnlichen Räumen sowie an anderen 
für jeden zugänglichen Orten. 

 



 

Seite 11 von 29 

Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personalcomputer, die 
überwiegend zum individuellen Spielen oder zum gemeinsamen 
Spielen in Netzwerken oder über das Internet verwendet werden. 
 
 

§ 2 
Steuerfreie Veranstaltungen 

 
Steuerfrei sind 
 
(1) Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige 

Veranstaltungen von Vereinen; 
 
(2) Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und 
Organisationen sowie von Religionsgemeinschaften des öffentlichen 
Rechts oder ihrer Organe; 
 
(3) Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich und unmittelbar zu 
mildtätigen oder gemeinnützigen Zwecken verwendet wird, wenn der 
Zweck bei der Anmeldung nach § 8 angegeben worden ist und der 
verwendete Betrag mindestens die Höhe der Steuer erreicht; 
 
(4) das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 5 im Rahmen von 
Volksbelustigungen, Jahrmärkten, Kirmessen und ähnlichen 
Veranstaltungen. 
 

 
§ 3 

Steuerschuldner 
 
Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung 
(Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 5 ist der Halter der Apparate 
(Aufsteller) Veranstalter. 
 

§ 4 
Erhebungsformen 

 
(1) Die Steuer ist für jede Veranstaltung gesondert zu berechnen. 
Finden im Zeitraum eines Kalendermonats mehrere Veranstaltungen 
gleicher Art desselben Veranstalters und am gleichen Ort statt, so 
werden bei der Berechnung der Steuer alle Veranstaltungen dieses 
Zeitraums zusammengefasst. 
 
II. Bemessungsgrundlage und Steuersätze 
 

 
§ 5 

Nach dem Spielumsatz  

 
(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtungen beträgt 
die Steuer 6 v. H. des Spielumsatzes. Spielumsatz ist der 
Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbeträge abzüglich 
Ausschüttungsbetrag. 
 
(2) Der Spielumsatz ist der Stadt Grevenbroich spätestens 7 
Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. Bei regelmäßig 
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wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis 
zum 7. Werktag des nachfolgenden Monats abzugeben. 
 
(3) Die Stadt Grevenbroich kann den Veranstalter von dem 
Einzelnachweis der Höhe des Spielumsatzes befreien und den 
Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im 
Einzelfalle besonders schwierig ist. 
 

 
§ 6 

Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Appar ate 
 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, 
Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten bemisst sich bei Apparaten 
mit Gewinnmöglichkeit nach dem Einspielergebnis, bei Apparaten 
ohne Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl.  
Einspielergebnis ist der Betrag der elektronisch gezählten Brutto-
Kasse. Dieser errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse 
(sogenannter Kasseninhalt aus dem Gesamtbetrag der eingesetzten 
Spielbeträge –Spieleinsätze- abzüglich der ausgezahlten Gewinne) 
zuzüglich Röhrenentnahme (sogenannter Fehlbetrag) und abzüglich 
Röhrenauffüllung, Falschgeld, Prüftestgeld und Fehlgeld. 
 
(2) Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat 
bei der Aufstellung 
 

in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 5 a) bei 
a) Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 15 % des Einspielergebnisses 

        (Geldspielapparate)   jedoch mindestens 50,00 Euro     
     
 
  b)  Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 40,00 Euro 
        (Unterhaltungsapparate) 
         
 

in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 5 b) bei 
   c)   Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  15 % des Einspielergebnisses 
         (Geldspielgeräte)   jedoch mindestens 40,00 Euro 
                  
 
   d) Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 30,00 Euro 
        (Unterhaltungsapparate) 
         
 
Ein negatives Einspielergebnis bei oben unter a) und c) genannten 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit führt nicht zu einer 
Steuererstattung. 
 
   e)  in Spielhallen, Gastwirtschaften   
und an sonstigen Orten (§ 1 Nr. 5 a und b) bei Apparaten, mit denen 
Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/ oder Tiere dargestellt 
werden oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges 
oder pornographische und die Würde des Menschen verletzende 
Praktiken zum Gegenstand haben  
   

300,00 Euro 
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Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede 
dieser Einrichtungen als ein Apparat. Apparate mit mehr als 
einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig zwei 
oder mehr Spielvorgänge ausgelöst werden können. 
 
(4) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines 
Geldspielapparates ein gleichartiger Apparat, so ist das 
Einspielergebnis für jeden Apparat einzeln nachzuweisen.  
Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines 
Unterhaltungsapparates ein gleichartiger Apparat, so wird die Steuer 
für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 
 
(5) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates sowie 
jede Änderung hinsichtlich Art und Anzahl der Apparate an einem 
Aufstellort bis zum 7. Werktag des folgenden Kalendermonats 
schriftlich anzuzeigen.  
Bei verspäteter Anzeige bezüglich der Entfernung eines Apparates gilt 
als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des Anzeigeneingangs.  
Ein Apparatetausch bei Unterhaltungsautomaten im Sinne des Abs. 4 
Satz 2 ist nicht anzeigepflichtig. 
 
(6) Spielapparate gelten als gehalten, wenn diese augenscheinlich 
einsatzfähig sind. Wird ein Spielapparat nicht mehr eingesetzt (z.B. 
weil dieser defekt ist), so ist dieser abzudecken und mit einem 
schriftlichen Hinweis entsprechend zu kennzeichnen. Der Apparat ist 
spätestens am folgenden Tag abzubauen. 
 
(7) Eine vorübergehende Betriebsschließung wird bei der 
Steuerfestsetzung monatlich berücksichtigt, wenn diese der Stadt 
Grevenbroich vorher, bzw. bei unvorhersehbaren Ereignissen am 
nächsten Werktag, schriftlich angezeigt worden ist. Der Aufstellort 
muss jedoch wenigstens einen vollen Kalendermonat geschlossen 
sein.  
 

§ 7 
Nach der Größe des benutzten Raumes 

 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 – 2 ist die Steuer nach der 
Größe des benutzten Raumes zu erheben. Die Größe des Raumes 
berechnet sich nach dem Flächeninhalt der für die Veranstaltung und 
die Teilnehmer bestimmten Räume einschließlich des Schankraumes, 
aber ausschließlich der Küche, Toiletten und ähnlichen 
Nebenräumen. Ent-sprechendes gilt für Veranstaltungen im Freien. 
 
(2) Die Steuer beträgt je Veranstaltungstag und angefangene zehn 
Quadratmeter Veranstaltungsfläche in geschlossenen Räumen 1,50 
Euro je Veranstaltungstag. Bei Veranstaltungen im Freien beträgt die 
Steuer je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter 
Veranstaltungsfläche 1,00 Euro.  
Endet eine Veranstaltung erst am Folgetag, wird ein 
Veranstaltungstag für die Berechnung zu Grunde gelegt.  
Bei Veranstaltungen, die über 1 Uhr nachts hinausgehen, erhöht sich 
die Steuer für jede weitere angefangene Stunde um 25 v.H. des 
Absatz 2 Satz 1 und 2 genannten jeweiligen Steuersatzes. 
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(3) Die Stadt Grevenbroich kann den Steuerbetrag mit dem 
Veranstalter vereinbaren, wenn die Ermittlung der 
Veranstaltungsfläche besonders schwierig ist. 
 

III. Gemeinsame Bestimmungen 
 

§ 8 
Anmeldung und Sicherheitsleistung 

 
(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 – 4 sind spätestens zwei 
Wochen vor deren Beginn bei der Stadt Grevenbroich anzumelden. 
Bei unvorbereiteten und nicht vorherzusehenden Veranstaltungen ist 
die Anmeldung an dem auf die Veranstaltung folgenden Werktag 
nachzuholen. Veränderungen, die sich auf die Höhe der Steuer 
auswirken, sind umgehend anzuzeigen. 
 
(2) Die Stadt Grevenbroich ist berechtigt, eine Sicherheitsleistung in 
Höhe der voraussichtlichen Steuerschuld zu verlangen. 
 

§ 9 
Entstehung des Steueranspruches 

 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht nach § 6 mit der 
Aufstellung des Apparates an den in § 1 Nr. 5 genannten Orten, 
ansonsten mit dem Abschluss der Veranstaltung. 
 

§ 10 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Stadt Grevenbroich ist berechtigt, bei regelmäßig wieder-
kehrenden Veranstaltungen die Steuer für einzelne 
Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In diesen Fällen ist die 
Steuer für das jeweilige Kalendervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November zu entrichten.  
 
(2) Die Vergnügungssteuer, die für zurückliegende Zeiträume 
festgesetzt wird, wird mit Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 
 
(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 6 ist der 
Steuerschuldner verpflichtet, die Steuer selbst zu errechnen. Bis zum 
15. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres ist der Stadt 
Grevenbroich eine Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck einzureichen. Die Vergnügungssteuer ist innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 
Die Steuererklärung muss vom Steuerschuldner oder seinem 
Vertreter eigenhändig unterschrieben sein. 
 
(4) Bei der Besteuerung nach den Einspielergebnissen sind den 
Steueranmeldungen nach Abs. 3 Zählwerk-Ausdrucke für den 
jeweiligen Abrechnungszeitraum beizufügen, die als Angaben 
mindestens Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, Datum der 
Kassierung, die fortlaufende Nummer der Zählwerkausdrucke und 
den Gesamtbetrag der aufgewendeten Geldbeträge (elektronisch 
gezählte Brutto-Kasse) enthalten müssen. Für das Folgevierteljahr ist 
lückenlos an den Auslesezeitpunkt (Tag, Uhrzeit und Ausdruck-Nr.) 
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des Ausdrucks des Auslesestreifens des vorigen 
Kalendervierteljahres anzuschließen. 
 

§ 11 
Verspätungszuschlag 

 
Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder 
nicht fristgerechter Abgabe einer Steuererklärung (Steueranmeldung) 
erfolgt nach der Vorschrift des § 152 der  
Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 

 
§ 12 

Steuerschätzung 
 
Soweit die Stadt Grevenbroich die Besteuerungsgrundlagen nicht 
ermitteln oder berechnen kann, kann sie sie schätzen. Es gilt § 162 
Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 13 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
Die Stadt Grevenbroich ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der 
Steueranmeldungen und zur Feststellung von Steuertatbeständen die 
Veranstaltungsräume zu betreten,  
Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller 
Zählwerkausdrucke zu verlangen. 
 

§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969, in der jeweils geltenden Fassung, handelt, wer als 
Veranstalter vorsätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. 
Verpflichtungen zuwiderhandelt: 
 
(1)  § 5 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes 
(2)  § 6 Abs. 5:  Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines 
Spielapparates sowie   
                                   Änderung (Erhöhung) des Apparatebestandes 
(3)  § 8 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung und umgehende 
Anzeige von   
                                   steuererhöhenden Änderungen 
(4) § 10 Abs. 3: Einreichung der Steuererklärung 
(5) § 10 Abs. 5: Einreichen der Zählwerkausdrucke 
(Auslesestreifen) 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Vergnügungssteuersatzung vom 23.09.2011 tritt zum 
01.01.2012 in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 

Vergnügungssteuer in der Stadt Grevenbroich 
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(Vergnügungssteuersatzung) vom 12.12.2002 in der Fassung der 3. 

Änderungssatzung vom 22.03.2007 mit Ablauf des 31.12.2011 außer 

Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von 
Vergnügungssteuer in der Stadt Grevenbroich 
(Vergnügungssteuersatzung) vom 23.09.2011 wird hier mit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis:  
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 270) und durch 
Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV.NRW. S. 271) kann eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen 
die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
f) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 

der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

 
g) die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet 

oder 
 
h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 

Grevenbroich vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

 
Grevenbroich, den 23.09.2011 
 
 
Ursula Kwasny 
Bürgermeisterin 
 
 
Satzung vom 23.09.2011 .zur 4. Änderung der Satzung  
über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen 
und abflusslosen Gruben) vom 31.10.2008. 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der 
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Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV NRW 
S. 271), des § 18a Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts (WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I  S. 2585), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.08.2010 (BGBl I.S. 
1163) der §§ 51 und 53 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.03.2010 (GV NRW 
S. 185) der §§ 2, 4, 6, und 7 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV  NW S. 
712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV 
NW S. 394) wird gemäß Beschluss des Rates der Stadt 
Grevenbroich vom 22.09.2011 folgende 4. Satzung 
erlassen: 
 

Artikel I 
 
Die Satzung der Stadt Grevenbroich über die  Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen 
und abflusslosen Gruben) vom 31.10.2008 wird wie folgt 
geändert: 
 

§ 11 Abs. 1 
 
Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt: 
 

a) bei abflusslosen Gruben  38,02 Euro / cbm und 
b) bei Kleinkläranlagen        54,62 Euro / cbm 

Gebührensatz 
 
abgefahrenen Grubeninhalts bzw. Klärschlamms. 
 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung vom 23.09.2011 zur 4. 
Änderung der Satzung über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen 
und abflusslosen Gruben) vom 31.10.2008 wird hiermi t 
öffentlich bekannt gemacht. 
 

Hinweis:  
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Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24.05.2011 (GV. NRW. S. 271) , kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen 
die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 

Grevenbroich vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.  

 
Grevenbroich, den 23.09.2011 
Ursula Kwasny 
Bürgermeisterin 
 

 

Bekanntmachung der Einsichtnahme in den Beteiligung sbericht  
der Stadt Grevenbroich  

 

Aufgrund des § 117 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 

14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 

1 des Gesetzes vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 270) und 

durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV.NRW. S. 271) hat die 

Gemeinde einen Beteiligungsbericht zu erstellen. Die Einsicht in 

den Bericht ist jedermann gestattet. Auf die Möglichkeit der 

Einsichtnahme für den Beteiligungsbericht 2010 im Fachbereich 

20, Finanzmanagement, wird hiermit hingewiesen. 

 

Grevenbroich, den 23.09.2011 

Ursula Kwasny 
Bürgermeisterin 
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Wirtschaftsbetriebe Grevenbroich GmbH 
Feststellung des Jahresabschlusses 2010 
 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe 
Grevenbroich GmbH, Grevenbroich, hat in ihrer Sitzung 
am 3. August 2011 den Jahresabschluss zum 31.12.2010 
mit einer Bilanzsumme von 28.597.086,35 € in der von der 
BPG Beratungs- und Prüfungsgesellschaft mbH, Krefeld, 
testierten Fassung vom 1. Juni 2011 festgestellt. Der 
Lagebericht der Geschäftsführung wurde genehmigt. 
 
Der Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2010 in Höhe von 
728.258,50 € wird an die Gesellschafter ausgeschüttet. 
 
Grevenbroich, 19. September 2011 
 
Die Geschäftsführung 
 
Rainer Baumgardt  Barbara Kamp 
 
 
 
Betr.:  Aufstellung der 2. Änderung des  Bebauungs-planes 
Nr. G 173  „Windpark Vollrather Höhe“ – Ortsteile 
Neuenhausen, Allrath, Frimmersdorf - 
hier:  a) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 (1) i.V.m. § 1(8) 
Baugesetzbuch (BauGB) 
b) Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB 
 
Zu a) 
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
22.09.2011 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat beschließt gemäß § 2 (1) i.V.m.  § 1 (8)  Baugesetzbuch 
in der Fassung  der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I. 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 
Städten und Gemeinden (BauGBuaÄndG) vom 22.07.2011 
(BGBl. I. S. 1509),  die Aufstellung der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. G 173  „Windpark Vollrather Höhe“.   
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan schwarz 
umrandet, unterbrochen dargestellt. 
 

Ortsteile:  Neuenhausen, Allrath, Frimmersdorf 
BPlan-Änd.-Nr.:  2. Änd. G 173 
Bezeichnung:  „Windpark Vollrather Höhe“ 
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662) 
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Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 (1) S. 2  i.V.m. § 
1 (8) BauGB bekanntgemacht. 
 
Zu b) 
Gemäß § 3 (1) BauGB wird über die beabsichtigte Planung mit den 
Bürgerinnen und Bürgern eine öffentliche Anhörung und Erörterung 
durchgeführt. 
 
Zu diesem Zweck liegt der Planentwurf in der Zeit vom 10.10.2011 
bis einschließlich 14.10.2011 im städtischen Verwaltungsgebäude 
Neues Rathaus, Rathaus-erweiterungsbau Ostwall 6, Grevenbroich, 
Zimmer 212, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
aus. 
 
Während der Dienststunden stehen Mitarbeiter des Fachbereiches 
Planung/Bauordnung zur Auskunft zur Verfügung. 
 
Grevenbroich, den 28.09.2011   
Ursula Kwasny 
Bürgermeisterin 
 

 
 
Betr.:  Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungs-planes N r. 
Gu 34 „Alte Hauptschule Gindorf“ –  Ortsteil Gindor f – 
hier:   a) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) i.V.m.  §§ 1 (8) und 13 a 
Baugesetzbuch (BauGB) 
b) Durchführung des Verfahrens gem. § 13 a BauGB 
 
Zu a) 
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 22.09.2011 
folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat beschließt gemäß § 2 (1) i.V.m.  §§ 1 (8) und 13 a 
Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
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(BGBl. I. S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und 
Gemeinden (BauGBuaÄndG) vom 22.07.2011 (BGBl. I. S. 1509), die 
Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. Gu 34 „Alte 
Hauptschule Gindorf“. 
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan schwarz 
umrandet, unterbrochen dargestellt. 
 

Ortsteil:  Gindorf 
BPlan-Änd.-Nr.:  1. Änd. Gu 34 
Bezeichnung:  „Alte Hauptschule Gindorf“ 
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662) 
     

 
 
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß  § 2 (1)  S. 2  i.V.m.  
§ 1 (8) BauGB bekanntgemacht. 
 
Zu b) 
Ferner hat der Rat der Stadt Grevenbroich in seiner Sitzung am 
22.09.2011 beschlossen, das beschleunigte Verfahren gem. § 13 a 
BauGB durchzuführen. 
 
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 13 a (3) BauGB 
bekanntgemacht. 
 
Die Durchführung des beschleunigten Verfahrens bedeutet gemäß 
§ 13 a (3) Satz 1 Nr. 1 BauGB, dass von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 (4) BauGB  abgesehen wird. 
 
Über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung kann sich die Öffentlichkeit in der Zeit 
vom 10.10.2011 bis einschließlich 21.10.2011 im städtischen 
Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Rathauserweiterungsbau, 
Ostwall 6, Grevenbroich, Zimmer 212, während der Dienststunden 
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unterrichten und sich zum gewählten Verfahren gemäß § 13 a (3) 
BauGB äußern. 
 
Grevenbroich, den 28.09.2011 
Ursula Kwasny 
Bürgermeisterin 
 
 
Betr.:   Aufstellung der 6. Änderung des Bebauungs-planes Nr. 
K 25 „Entwicklungsbereich Kapellen, Teil 1, Wohn- u nd 
Mischgebiet Nord“ – Ortsteil Kapellen –   
hier:  a) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) i.V.m.     §§ 1 (8) und 
13a Baugesetzbuch (BauGB) 
b) Durchführung des Verfahrens gem. § 13a BauGB 
c) Auslegung gem. § 3 (2)  i.V.m.  § 13a BauGB 
 
Zu a) 
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
22.09.2011 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat beschließt gemäß § 2 (1) i.V.m.  §§ 1 (8) und 13a 
Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in 
den Städten und Gemeinden (BauGBuaÄndG) vom 22.07.2011 
(BGBl. I. S. 1509),  die  Aufstellung  der     6. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. K 25 „Entwicklungsbereich Kapellen, Teil 1, 
Wohn- und Mischgebiet Nord“.  
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan schwarz 
umrandet, unterbrochen dargestellt. 
 
Ortsteil:  Kapellen 
BPlan-Änd.-Nr.:  6. Änd. K 25 
Bezeichnung:  „Entwicklungsbereich Kapellen, 
Teil 1, Wohn- und Mischgebiet Nord“ 
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662)   
     



 

Seite 23 von 29 

 
 
Der  vorstehende  Beschluss  wird hiermit gemäß § 2 (1) S. 2  i.V.m.  
§ 1 (8) BauGB bekanntgemacht. 
 
Zu b) 
Ferner hat der Rat der Stadt Grevenbroich in seiner Sitzung am 
22.09.2011 beschlossen, das beschleunigte Verfahren gem. § 13a 
BauGB durchzuführen. 
 
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 13a (3) BauGB 
bekanntgemacht. 
 
Die Durchführung des beschleunigten Verfahrens bedeutet gemäß 
§ 13a (3) Satz 1 Nr. 1 BauGB, dass von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 (4) BauGB abgesehen wird. 
 
Über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung kann sich die Öffentlichkeit in der Zeit 
vom 10.10.2011 bis einschließlich 21.10.2011 im städtischen 
Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Rathauserweiterungsbau, 
Ostwall 6, Grevenbroich, Zimmer 212, während der Dienststunden 
unterrichten und sich zum gewählten Verfahren gemäß § 13a (3) 
BauGB äußern. 
 
Zu c)  
Außerdem hat der Planungsausschuss der Stadt Grevenbroich in 
seiner Sitzung am 13.09.2011 gemäß  § 3 (2) i.V.m. § 13a BauGB 
die Auslegung der o.g. Bebauungsplanänderung beschlossen. 
 
Der Entwurf der o.g. Bebauungsplanänderung liegt gemäß § 3 (2)  
i.V.m.  § 13 und   § 13a BauGB einschließlich Entwurfsbegründung 
in der Zeit vom 24.10.2011 bis einschließlich 23.11.2011 im 
städtischen Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Rathaus-
erweiterungsbau, Ostwall 6, Grevenbroich, Zimmer 212, während 
der Dienststunden öffentlich aus. 
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Während der Auslegungsfrist kann jedermann Anregungen zu dem 
Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorbringen. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können gem. § 3 (2) 
Satz 2 und § 4 a (6) BauGB bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
Ferner ist ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung 
unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur 
Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung gem. § 3 (2) BauGB nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können.  
 
Grevenbroich, den 28.09.2011 
Ursula Kwasny 
Bürgermeisterin 
 

 
 
Betr.:   a) Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungs-plan es 
Nr. K 26  „Entwicklungsbereich Kapellen, Teil 2, Wo hn- und 
Mischgebiet Süd“ – Ortsteil Kapellen – 
b) Aufstellung der 2. Änderung und Ergänzung des 
Bebauungsplanes Nr. K 27 „Entwicklungsbereich Kapellen,   Teil 3,   
Gewerbegebiet   ,Auf  den  Hundert 
Morgen’“ – Ortsteil Kapellen – 
hier:  Bekanntmachung der Satzungsbeschlüsse 
 
Zu a) 
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
22.09.2011 die 3. Änderung des  Bebauungsplanes Nr. K 26 
„Entwicklungsbereich Kapellen, Teil 2, Wohn- und Mischgebiet Süd“ 
als Satzung  beschlossen. 
 
Zu b) 
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
22.09.2011 die 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes 
Nr. K 27  „Entwicklungsbereich Kapellen, Teil 3, Gewerbegebiet ,Auf 
den Hundert Morgen’“ als Satzung beschlossen. 
 
Die Plangebiete sind in den nachfolgend abgedruckten Plänen 
schwarz umrandet, unterbrochen dargestellt. 
 
Ortsteil:  Kapellen 
BPlan-Änd.-Nr.: 3. Änd. K 26 
Bezeichnung:  „Entwicklungsbereich Kapellen, 
Teil 2, Wohn- und Mischgebiet Süd“ 
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662) 
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Ortsteil:  Kapellen 
BPlan-Änd.-Nr.:  2. Änd. + Erg. K 27 
Bezeichnung:  „Entwicklungsbereich Kapellen, 
Teil 3, Gewerbegebiet ,Auf den Hundert Morgen’“ 
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662)  
    

 
 
 
Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. K 26 und die 2. Änderung 
und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. K 27  werden hiermit 
öffentlich bekanntgemacht. 
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Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. K 26 und die 2. Änderung 
und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. K 27 treten gemäß § 10 
Baugesetzbuch am Tage der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Es wird auf folgendes hingewiesen: 
 
1. Gemäß § 44 (3) Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Förderung 
des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und 
Gemeinden (BauGBuaÄndG) vom 22.07.2011 (BGBl. I. S. 
1509), kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, daß er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 (4) 
BauGB, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die vorstehend bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

2. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des BauGB beim Zustandekommen der Satzung  wird gemäß 
§§ 215, 214 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Stadt 
Grevenbroich geltend gemacht worden ist. 
 

 Dies gilt nicht, wenn Vorschriften über die Genehmigung 
oder die Veröffentlichung der Satzung verletzt worden sind. 
 
3. Gemäß  § 7 Abs. 6  der  Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen  (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24.05.2011 (GV. NRW 
S. 270) und durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV. NRW S. 271), 
kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften  der  
Gemeindeordnung  gegen die vorstehenden Satzungen nach  
Ablauf  eines  Jahres  seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet 
 oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 

Grevenbroich vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  
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Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. K 26 und die 2. Änderung 
und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. K 27  können  ab  sofort 
einschließlich Entscheidungsbegründungen im städt. Verwaltungs-
gebäude Neues Rathaus, Rathauserweiterungsbau, Grevenbroich, 
Zimmer 212, Ostwall 6, während der Dienststunden eingesehen 
werden. 
 
Grevenbroich, den 28.09.2011 
Ursula Kwasny 
Bürgermeisterin 
 
 
Betr.:    Aufstellung  des  Bebauungsplanes  Nr.   W 48  
„Gewerbegebiet Wevelinghoven“ – Ortsteil Wevelingho ven – 
hier:  a) erneuter Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) Baugesetzbuch  
(BauGB)  
b) Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 BauGB 
 
Zu a) 
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 22.09.2011 
folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat beschließt gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Förderung des 
Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden 
(BauGBuaÄndG) vom 22.07.2011 (BGBl. I. S. 1509), die erneute 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.  W 48  „Gewerbegebiet 
Wevelinghoven“.  
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan schwarz 
umrandet, unterbrochen dargestellt.  
 
Ortsteil:  Wevelinghoven 
BPlan-Nr.:  W 48 
Bezeichnung:  „Gewerbegebiet Wevelinghoven“ 
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662) 
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Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 (1) S. 2 BauGB 
bekanntgemacht. 
 
Zu b) 
Ferner hat der Rat der Stadt Grevenbroich in seiner Sitzung am 
22.09.2011 den Bebauungsplan Nr. W 48 „Gewerbegebiet 
Wevelinghoven“ als Satzung beschlossen. 
 
Der Bebauungsplan Nr. W 48 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Der Bebauungsplan Nr. W 48 tritt gemäß § 10 BauGB am Tage der 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
Es wird auf folgendes hingewiesen: 
 
1. Gemäß § 44 (3) BauGB kann der 
Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in 
den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch 
herbeiführen, daß er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein 
Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 (4) BauGB, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die vorstehend bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
2. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des 
BauGB beim Zustandekommen der Satzung wird gemäß §§ 215, 
214 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich unter 
Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Stadt Grevenbroich 
geltend gemacht worden ist. 
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 Dies gilt nicht, wenn Vorschriften über die Genehmigung oder die 
Veröffentlichung der Satzung verletzt worden sind. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24.05.2011 (GV. NRW 
S. 270) und durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV. NRW S. 271), kann 
eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Grevenbroich vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

 
 Der Bebauungsplan Nr. W 48 kann ab sofort einschließlich 

Entscheidungsbegründung im städt. Verwaltungsgebäude Neues 
Rathaus, Rathaus-erweiterungsbau, Grevenbroich, Zimmer 212, 
Ostwall 6, während der Dienststunden eingesehen werden. 
 
Grevenbroich, den 28.09.2011 
Ursula Kwasny 
Bürgermeisterin 
 
 

Die Dienststunden des Fachbereiches Planung/Bauordnung sind: 
 
montags bis mittwochs von  7.30 Uhr bis 12.30 Uhr 

     und von  13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
      donnerstags von 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
        und von 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr 

   freitags von   7.30 Uhr bis 13.00 Uhr 
 
 

Ende der amtliche Bekanntmachungen 
 
 
 


